Die Aufnahme als Nachtragsstiick auf die
Tagesordnung des Gemeindesrates am
14.12.2006 ist unbedingt erforderlich!

Der Stadtsenatsreferent:

/MG R A Z [SEBIENTREEN

A 14-K-909/2006-13 Graz, am 4.12.2006
DI Artés \Dok: Bpl\04.10.0\Beschl\GR Bericht
04.10.0 Bebauungsplan
~Annenstralle — St. Georgengasse -
Orpheumgasse — Volksgartenstrafie*

4. Bez., KG. Lend

Der Ausschuss fur Stadt-, Ver-
kehrs- und Grinraumplanung:

Beschluss Frau/Herr GR;:
Erfordernis der Zweidrittelmehr-
heit gem. § 27 Abs 1 und
8§ 29 Abs 13 Stmk ROG 1974

Mindestanzahl der Anwesenden:

29

Zustimmung von mehr als 2/3 der
Zustandigkeit des Gemeinderates gemalf anwesenden Mitglieder des Ge-
88 23 Abs 3, 27 Abs 1, 29 Abs 5 Stmk ROG meinderates.

BERICHT AN DEN GEMEINDERAT
1. Ausgangslage

Mit Schreiben vom 20.Janner 2006 ersuchte Architekt DI Toedling, als Vertreter des
Eigentimers fUr die Liegenschaft Orpheumgasse 7/ St. Georgengasse 7, der

KG Lend, welche im 3.0 Flachenwidmungsplan 2002 als Kerngebiet mit einer
Bebauungsdichte von 0,3 — 2,5 ausgewiesen ist, um die Erstellung eines Bebau-
ungsplanes.

Gemald Deckplan 1 befindet sich der Bereich innerhalb der bebauungsplanpflichti-
gen Zone (Bebauungsplan in geschlossenen Siedlungsbereichen mit Innenhéfen und
Vorgarten gem. 3.0 STEK, Pkt.2.24)



Ziel des Bebauungsplanes ist es, gem. dem Stadtentwicklungskonzept Pkt.10.2.2
die Freihaltung und Begriinung des Innenhofes und Sicherung der Wohnfunktion so-
wie das Vermeiden gebietsfremder Larmquellen im Innenhof als Teil des geschlos-
senen Siedlungsbereiches zu erreichen.

Das Planungsgebiet weist gesamt eine Grof3e von ca.10.400 m2 auf.

Nachdem die Vielfalt der Mdglichkeiten der Baumassenverteilung in dem Geviert An-
nenstralle — St. Georgengasse - Orpheumgasse — Volksgartenstral3e durch die stad-
tebaulichen Zielsetzungen gemanR 3.0 Stadtentwicklungskonzept; 3.0 Flachenwid-
mungsplan 2002 etc. sehr begrenzt ist, wurde auf einen Wettbewerb zur Erlangung
eines Gestaltungskonzeptes verzichtet.

Im Zuge der Erstellung des Bebauungsplanes wurden zudem folgende Stellungnah-
men eingeholt:
e Altstadtsachverstandigenkommission
Bundesdenkmalamt
Stral3enamt
Kanalbauamt
Abteilung fir Verkehrsplanung

2. Verfahren

Der Ausschuss fur Stadt-, Verkehrs- und Granraumplanung wurde in der Sitzung am
28.6.2006 uber den Inhalt und die beabsichtigte Auflage des 04.10.0 Bebauungsplan
— Entwurfes ,, Annenstral3e — St. Georgengasse — Orpheumsgasse — Volksgarten-
stralRe” informiert.

Die Kundmachung des Bebauungsplan - Auflagebeschlusses erfolgte geman § 27
Abs 2 in Verbindung mit dem § 29 Abs 3 bzw. § 33 Abs 1 Stmk ROG im Amtsblatt
der Landeshauptstadt Graz mit Erscheinungsdatum 12.Juli 2006.

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom 13.Juli 2006 bis zum 21. September 2006
offentlich aufgelegt. Die grundbiicherlichen Eigentimer der Grundstiicke im Bebau-
ungsplangebiet und die Eigentimer der daran angrenzenden Grundstiicke sowie

die fur die offentliche Raumplanung zustandigen Fachabteilungen des Amtes der
Stmk. Landesregierung wurden angehdort (Anhérungsverfahren gemal § 27 Abs 2
Stmk. ROG).

Wahrend der Auflagefrist erfolgte zu den Parteienverkehrszeiten im Stadtplanungs-
amt eine Auskunfts- und Beratungstatigkeit.



3. Einwendungen

Fristgerecht langten vier Einwendungen, eine Stellungnahme, eine Mitteilung und
eine Nullmeldung im Stadtplanungsamt ein.

Einwendung 1 (OZ 6):

Der Eigentimer der Liegenschaft AnnenstralRe 12; vertreten durch die
Rechtsanwaélte Bohm & Reckenzaun, wendet ein, dass derzeit mit Hofgebaudeteilen
(Uberdachte PKW — Abstellplatze) und als Parkflachen verwendete Zonen im
Bebauungsplan unrichtigerweise als begriinte Freiflachen eingetragen sind.

Einwendung 2 (OZ 9):

Das Architekturbiro ,PURPUR" wendet in Vertretung des Eigentiimers gegen die
Gesamthohe im Bereich der Georgengasse / Ecke Orpheumsgasse ein, um einen
ruhigen und harmonischen Héhenlbergang zu den Bestandsgebauden
Orpheumsgasse 9 und Georgengasse 5 zu ermdglichen.

Einwendung 3 (OZ 11):

Die Burgerspitalsstiftung, vertreten durch das Sozialamt, unterfertigt vom
Vorsitzenden Burgermeister Mag. Siegfried Nagl und dem Kuratoriumsmitglied

KR Heinz Musker, wendet gegen

1.) die Einschrankung der Erweiterungsmadglichkeiten von Gebauden im Innenhof
sowie

2.) den Widerspruch zu rechtmaRig bestehenden und demnéachst zu sanierenden
PKW — Abstellplatzen im Hofbereich ein. Es wird auf die satzungsmalligen Vorgaben
verwiesen und wirtschaftlich argumentiert.

Einwendung 4 (OZ 12):

Die W & S Baubetreuung GmbH & Co KEG wendet ausfuhrlich gegen die
Einschrankung der Zubaumdoglichkeiten der bestehenden Hofbebauung
Orpheumsgasse 13 ein. Es wird auf stattgefundene Vorgespréache und diverse
Zusagen und Privatvertrage hingewiesen.

Die Stellungnahme der ASVK (OZ 7) wiederholt im Wesentlichen die Inhalte der
Stellungnahme vom 3.4.2006 vor der Erstellung des Bebauungsplanes.

Die Mitteilung des Bundesdenkmalamtes (OZ 8) informiert tiber eine mogliche
Ausdehnung von im Bereich der Orpheumsgasse gefundener Korpergraber.

Mittels E-Mail wird seitens der Stmk. Landesregierung, Abteilung 18, Verkehr, eine
Nullmeldung erstattet.



Einwendungsbehandlung:
4. Anderungen gegeniiber dem Auflageentwurf

Bezuglich der Einwendungserledigung hat sich der Bebauungsplan in folgendem
Punkt geandert:

VERORDNUNG:

Die erst nach einem stral3enseitigen Mindestricksprung von 3,00 m mégliche Ge-
samthdhe wurde in einem Teilbereich der Zone Nord - Ost von 19,50 auf 22,00 m
erhoht.

Diese Anderung hat keine Riickwirkung auf Dritte.

Erganzend dazu wurden nach weiteren Einwendungsgespréachen folgende
Verénderungen vorgenommen:

In der Verordnung:

88, Abs.2:

.Fur die Liegenschaft 537/3 ist im Falle der teilweisen oder ganzlichen Entfernung
der Hofbebauung eine max. volumensgleiche Bebauung bis zu max. 3,00 m Uber die
Baugrenzlinie hinausragend innerhalb der maximalen Gebaudehdhe méglich.”

Im Erlauterungsbericht:

zZu 8 8:

-Wenn jedoch das stadtebaulich nicht zufriedenstellende Gebaude bzw.
Gebaudeteile auf Gst.Nr.: 537/3 in der Form entfernt werden, dass dadurch eine
zusatzliche Grunflache im Innenhofbereich entsteht und das verbleibende Gebaude
mit einem begriintem Flachdach ausgestattet wird, so kann das abgetragene
Volumen im nérdlichen Bereich von 537/3 bis zu max. 3,00 m Uber die Baugrenzlinie
herausragend innerhalb der maximalen Geb&udehdhe der Verordnung neu verwertet
werden. Privatrechtliche Regelungen betreffend ev. Fensterrechte von Gst.: 537/2
sind dabei seitens der Eigentimer zu beachten bzw. klaren.*

Zu 810:
“Unbenommen davon sind bereits rechtmaRig bestehende PKW-Abstellplatze.”

Nachdem von dieser Erganzung Dritte betroffen sind wurden diese angehdrt (Frist
bis 1.12.2006).

Da bis heute, Montag den 4.12.2006 keine weiteren Einwande kamen, wird der
Bebauungsplan in der abgeanderten Form vorgelegt.

Den anderen Einwendungen konnte nicht entsprochen werden, da sie im
Wesentlichen den stadtebaulichen Grundlagen und Zielen widersprechen wirden.



Gemal} Deckplan 1 befindet sich der Bereich innerhalb der bebauungsplanpflichtigen
Zone, weil im 3.0 Stadtentwicklungskonzept Pkt.2.2.4 und 10.2.2 der Schutz der
Innenhdfe in geschlossenen Siedlungsbereichen sowie die Freihaltung und Begri-
nung der Innenhofe definiert ist. Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, langerfristig die
Freihaltung und Begrinung, die Sicherung der Wohnfunktion sowie das Vermeiden
gebietsfremder Larmquellen im Innenhof zu erreichen.

Rechtmaliger Bestand ist von den Inhalten des Bebauungsplanes nicht betroffen.

5. Inhalt

Der Bebauungsplan besteht aus dem Verordnungswortlaut und der zeichnerischen
Darstellung samt Planzeichenerklarung sowie einem Erlauterungsbericht.

Er entspricht den inhaltlichen Anforderungen gemal § 28 Stmk ROG und ist
widerspruchsfrei zum 3.0 Stadtentwicklungskonzept sowie zum

3.0 Flachenwidmungsplan 2002 der Landeshauptstadt Graz .

Hinsichtlich weiterer Informationen wird auf den beiliegenden
Erlauterungsbericht verwiesen.

Nach Beschluss durch den Gemeinderat erfolgt die Kundmachung nach den Be-
stimmungen des Statutes der Landeshauptstadt Graz.

Die Verstandigung der Einwenderinnen erfolgt durch Benachrichtigung mit entspre-
chender Erlauterung und Begrindung.

Die Zustandigkeit des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz grindet sich auf

den 8§ 27 Abs 1 in Verbindung mit 8 29 Abs 3 - 11 Stmk ROG 1974 i.d.F. LGBI Nr.
13/2005.

Der Ausschuss fir Stadt-, Verkehrs- und Griinraumplanung stellt den

Antrag,
der Gemeinderat wolle
1. den 04.10.0 Bebauungsplan ,Annenstralle — St. Georgengasse -
Orpheumgasse — Volksgartenstraf3e®, bestehend aus dem Wortlaut, der zeichneri-

schen Darstellung samt Planzeichenerklarung und dem Erlauterungsbericht sowie

2. die Einwendungserledigungen beschliel3en.

Die Sachbearbeiterin: Der Abteilungsvorstand:



Der Stadtbaudirektor:

Der Stadtsenatsreferent:

(Univ. Doz. Dipl.-Ing. Dr. Gerhard Rusch)

Der Ausschuss flr Stadt-, Verkehrs- und Griinraumplanung hat in seiner Sitzung
AM o den vorliegenden Antrag vorberaten.

Der Ausschuss stimmt diesem Antrag zu.

Die Obfrau des Stadt-, Verkehrs- und Die Schriftfihrerin:
Grinraumausschusses



	Die Aufnahme als Nachtragsstück auf die
	Tagesordnung des Gemeindesrates am
	Ausgangslage
	Verfahren
	Einwendungen
	Änderungen gegenüber dem Auflageentwurf
	Inhalt

